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nhalt: Und damit ſtimmt auch unſere Praxis überein, wenn ſie die vorgängige 
U A 95 ; 4 iſſen Bewilligung zur Affichirung bezüglich aller Placate in Wahlaugelegen⸗ 
edi air Bars a Beeßgdiehre Von g Roſen⸗ heiten als nothwendig erachtet, dieſe Bewilligung aber nicht ertheilt für 
baum, k. k. Polizeidirections⸗Concipiſten III. Placate, welche das zuläſſige Maß der geſetzmäßigen Wahlagitation in 
Mittheilungen aus der Praxis: der Weiſe überſchreiten, daß ſie neben der Anempfehlung des Wahl⸗ 
Gebühren für die Verrichtung kirchlicher Functionen, welche durch die Stola⸗ candidaten auch einen polemiſtrenden Charakter tragen; und wenn fie 
tarordnung geregelt find, find kein Gegenstand eines eivilgerichtlichen Ver- ferner die Affichirungsbewilligung bezüglich eines Placates, das die Ein⸗ 
R „„ Bel. 0: 1: a ladung zu einer öffentlichen Verſammlung enthält, davon abhängig 
en een. macht, daß dieſe Verſammlung im Sinne des Vereinsgeſetzes angemel⸗ 
Perſongalien. det, bezw. geſtattet iſt. 
E Ein näheres Eingehen in die ungemein große Caſuiſtik, welche 
N ſpeciell beim Placatenweſen ſich ergibt, würde ſich zu einer trockenen 
Aufzählung einzelner Fälle geſtalten; es ſei bezuglich des Criteriums 
des rein örtlichen oder gewerblichen Intereſſes auf die bei Liszt („Lehr⸗ 
buch des öſterr. Preßrechtes“, S. 189 ff.) angeführten Beiſpiele ver⸗ 
wieſen; der Begriff des öffentlichen Ortes aber, auf den es hier auch 
ankömmt, iſt ein allgemein ſtrafrechtlicher Begriff, auf welchen an dieſer 
Stelle nicht eingegangen werden kann. 

Daß auch die Bezeichnungen „Aushängen und Anſchlagen“ 
im zweiten Abſatze nicht in ihrem wörtlichen, ſondern in einem weiteren 
Sinne aufzufaſſen ſind, ergibt ſich aus der unerſchöpflichen Geſtaltungs⸗ 
verſchiedenheit der geſchäftlichen und, ſagen wir auch, der politiſchen 
Reclame: Wenn Dienſtmänner, gleich Standartenträgern, Placate in 
den Straßen herumtragen, wenn phantaſtiſch aufgeputzte Vehikel, mit 
Annoncen beklebt, herumfahren, wenn Omnibus⸗ und Pferdebahnwägen 
in ihrem Innern mit Ankündigungen tapezirt ſind, ſo fällt dies unter 
§ 23. Die Praxis ift aber noch weiter gegangen und es hat insbeſondere 
eine Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 17. März 1874, 
3. 2526 (Gerichts⸗Zeitung Nr. 43), auch das Anmalen von Ankün⸗ 
digungen auf den Straßenwänden mittelft Schablone unter § 23 ſub⸗ 
ſumirt, „weil die Vervielfältigung einer Ankündigung mittelſt Schablone 
ganz unzweiſelhaſt einer Vervielfältigung durch mechaniſche Mittel gleich⸗ 
zuhalten iſt“, eine Anſchauung, die allerdings die im § 4 Preßgeſetz 
gezogenen Grenzen des Begriffes der Druckſchrift zu weit aus⸗ 
zudehnen ſcheint. 

Im Gegenſatze zu den im § 23 dem Verkehre mit Druckſchriften 
auferlegten Beſchränkungen gewährt das Preßgeſetz im § 3, Alinea 5 
eine nicht unweſentliche Begünſtigung ſür den Druckſchriftenvertrieb durch 
die daſelbſt normirten Licenzen zum Verſchleiße von periodi⸗ 
ſchen Druckſchriften einerſeits und zum Verkaufe von Schul⸗ 
büchern, Kalendern, Heiligen bildern, Gebeten und Gebet⸗ 
büchern anderſeits. 

Der Verkauf periodiſcher Druckſchriften, zu deſſen Be⸗ 
willigung die politiſche Landesſtelle competent iſt, bildete im Jahre 1883 
hervorgeht, daß eine behördliche Bewilligung zum Aushängen und An⸗ den Gegenſtand einer heftigen Bewegung in der Tagespreſſe und auch 
ſchlagen nur bezüglich ſolcher Druckſchriften als entbehrlich betrachtet] einer kurzen Debatte im Parlamente. Es wurde aus Anlaß eines con⸗ 
werden kann, bei welchen ihrer Natur und ihrem Zwecke nach eine creten Falles die Frage ventilirt, ob der Statthalter berechtigt iſt, ein⸗ 
ſtrafgerichtliche Verantwortung nicht wohl denkbar iſt.“ zelne Zeitungen vom Einzelverſchleiße auszuſchließen, bezw. ihnen den⸗ 


Ueber den nicht-buchhändleriſchen Vertrieb von Preß- 
erzeugniſſen. 
Stndie zu den §s 23 und 3 des Preßgeſetzes. 
Von Dr. Adolph Noſenb aum, k. k. Polizeidirections⸗Concipiſten. 
III. 


Der zweite und dritte Abſatz des § 23 behandeln das 
Placatenweſen. Placate dürfen zunächſt üderhaupt nur an den 
von der Behörde hiezu beſtimmten Plätzen angeſchlagen werden. Die 
„Behörde“, welche dieſe Plätze beſtimmt, iſt, im Gegenſatze zu der im 
zweiten Abſatze genannten „Sicherheitsbehörde“, die Gemeindebehörde; 
in Wien geſchieht die Beſtimmung dieſer Plätze laut eines Polizei⸗ 
directionsdecretes vom 23. Mai 1863 (Rauſch er's Normalien Nr. 23 
ex 1863) nach einem zwiſchen Polizeidirection und Magiſtrat gepflogenen 
Einvernehmen. Jene Ankündigungen aber, die nicht von rein örtlichem 
oder gewerblichem Intereſſe ſind, bedürſen überdies vor ihrer Affichirung 
der Bewilligung ſeitens der Sicherheitsbehörde, und zwar der landes⸗ 
fürſtlichen Sicherheitsbehörde, nicht etwa der communalen Behörde 
(Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 3. März 1874, 3. 1791, 
Gerichts⸗Zeitung Nr. 24). Die Antwort auf die Frage, wann eine 
Kundmachung von rein örtlichem und gewerblichem Intereſſe 
iſt, muß bei der Mannigfaltigkeit der Verhältniſſe des geſelligen Lebens, 
die hier in Betracht kommen, und bei dem rieſigen Umfange, den die 
geſchäftliche Reclame genommen hat, der Beurtheilung von Fall zu Fall 
überlaſſen werden. Einen beachtenswerthen Fingerzeig gibt jedoch in 
dieſer Beziehung die Entſcheidung des oberſten Gerichtshoſes vom 1. Juni 
1881, 3. 1897 (Zeitſchrift für Verwaltung Nr. 34), wonach es nicht 
darauf ankommt, ob ſich die zu affichirende Druckſchrift mit einer Orts⸗ 
angelegenheit befaßt, ſondern ob ſie rein örtliches Intereſſe verfolgt. „Es 
muß Alinea 3, $ 23 im Zuſammenhange mit Alinea 2, § 9 und den 
an beiden Stellen angegebenen Beiſpielen aufgefaßt werden, woraus 


ſelben wieder zu entziehen. Im Geſetze heißt es: „Die politiſche Landes⸗ 
ſtelle kann den Verkauf periodiſcher Druckſchriften beſtimmten Perſonen 
für einen beſtimmten Bezirk auf Widerruf bewilligen.“ Berechtigt nun eine 
ſolche Bewilligung den Inhaber zum Verkaufe jeder periodiſchen Druckſchrift, 
deren Weiterverbreitung nicht durch ein richterliches Erkenntniß ver⸗ 
boten iſt, oder kann die Behörde die Licenz auf beſtimmte periodiſche 
Druckſchriften beſchränken? Liszt‘) hält das Letztere für unzuläſſig. 
„Eine Beſchränkung in Bezug auf gewiſſe Druckſchriften widerſpricht 
dem Wortlaute des Geſetzes, welches alle zuläſſigen Beſchränkungen (in 
Bezug auf Perſon, Ort und Zeit) ausdrücklich erwähnt, und damit jede 
andere ausſchließt.“ Auf demſelben Standpunkte ſteht auch der Ausſchuß⸗ 
bericht über den Entwurf des Preßgeſetzes vom Jahre 1871. Der Be⸗ 
richterſtatter Dr. Glaſer ſagt darin 16): „Es kann nicht als dem Geiſte 
unſeres Preßgeſetzes entſprechend angeſehen werden, daß der Verbreitung 
einer inländiſchen Zeitſchrift ſo große Hinderniſſe bereitet werden können, 
ohne daß dies durch eine ſtrafbare Handlung begründet und durch ein 
richterliches Erkenntniß für zuläſſig erklärt wird.“ Der Ausſchuß be⸗ 
antragt daher die Faſſungg . „In gleicher Weiſe kann die politiſche 
Landesſtelle beſtimmten Perſonen den Verkauf von periodiſchen Druck⸗ 
ſchriften bewilligen, ohne jedoch irgend eine im Inlande erſcheinende 
periodiſche Druckſchrift von dieſer Bewilligung ausnehmen zu dürfen.“ 
Aehnlich lautet der Bericht zum Entwurfe aus dem Jahre 1877, deſſen 
Geſetzestert mit dem eben citirten identiſch iſt ). 

s wäre übrigens auch noch darauf hinzuweiſen, daß § 8 der 
Preßordnung von 1852, welcher dem § 3, Alinea 5 des Preßgeſetzes ent⸗ 
ſpricht, im zweiten Abſatze dieſe Verkaufslicenzen nur auf jene Druck⸗ 
ſchriften beſchränkt, welche „ausdrücklich in denſelben genannt ſind“. 
Und der Umſtand, daß dieſe Beſchränkung auf die in der Licenz ge⸗ 
nannten Druckſchriften in das Preßgeſetz nicht aufgenommen wurde, 
ſpricht wohl allerdings auch dafür, daß dieſelbe nicht im Geiſte des 
Geſetzes gelegen war. 

Allein für die Praxis bedarf die Frage eigentlich keiner weiteren 
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Das Privilegium der Buchbinder wurde durch die Preßordnung vom 
Jahre 1852 aufgehoben, denn nach § 8, Alinea 3 können „Licenzen 
zum Verkaufe von Heiligenbildern, Gebeten und Gebetbüchern entweder 
für beſtimmte Ortſchaften oder für Märkte, Wallfahrtstage und Kirch⸗ 
ſeſte von der landesfürſtlichen Behörde für Sicherheit und Ordnung, 
oder, wo keine ſolche ihren Sitz hat, von den Kreisvorſtehern an ver⸗ 
traute, im Umfange ihres Wirkungskreiſes wohnhafte Perſonen ertheilt 
werden“. Der Umfang der Gewerbsberechtigung wurde auf religiöſe 
Druckſchriften eingeſchränkt. Der Lien bacher'ſche Entwurf des Preß⸗ 
geſetzes behielt diefe Beſchränkung bei; das Abgeordnetenhaus dehnte 
jedoch die Berechtigung auch auf Schulbücher und Kalender aus, weil 
dieſe letzteren „die ausſchließliche Lectüre des größten Theiles der Staats⸗ 
bürger ſeien, und man dieſes tägliche Brot dem kleinen Manne nicht 
vertheuern wollte“ 12), 

Nachdem das Formulare A der Amteinſtruction zum Preßgeſetze 
auch für dieſe Licenzen gilt, kann es im einzelnen Falle nicht zweifelhaft 
ſein, wie weit die Verkaufsberechtigung des Licenzbeſitzers geht. Einen 

| Zweifel ließe nur die allgemeinere Frage zu, ob unter „Schulbücher“ 
nur Volks- und Bürgerſchulbücher oder auch Lehrbücher für Mittelſchulen 
zu verſtehen ſeien. Richtig iſt jedenfalls das Erſtere. Dafür ſpricht 
zunächſt der allgemeine Sprachgebrauch, welcher unter Schulbücher eben 
nur die an Volks⸗ und Bürgerſchulen eingeführten Bücher verſteht; 
ſodann aber auch die ratio legis, welche dahin geht, den Verkehr mit 
dieſen literariſchen Erzeugniſſen zu erleichtern, fie dem Publicum auch 
ı an jenen Orten leicht zugänglich zu machen, wo keine Buchhandlung iſt, 
was aber bei Lehrbüchern für Gymnaſien ze. nicht erforderlich iſt, da 
dieſe ohnedies nur an größeren Orten ſind, wo auch Buchhandlungen 
ſich befinden. Auf dieſem Standpunkte ſteht auch die Praxis. (Erlaß 
der n. ö. Statthalterei vom 7. September 1885.) Auf andere als im 
Geſetze ausdrücklich genannte Druckſchriften kann die Licenz nicht lauten, 
alſo insbeſondere nicht auf ſogenannte mercantile Druckſorten, auf Gratu⸗ 
lationskarten c. Der Verſchleiß von dieſen und anderen, wenn auch 


Erörterung; denn auch hier ſchreibt die Amtsinſtruction zum Preßgeſetze unter die Ausnahme des § 9, Alinea 2 Preßgeſetz fallenden Druckwerken 
ein Formulare vor, welches nur auf die namentlich anzuführenden erfordert eine Conceſſion nach $ 15, Alinea 1 Gewerbeordnung (Statt⸗ 
Druckſchriften lautet und danach kömmt alſo dem Statthalter allerdings haltereierlaß vom 5. September 1879). Ebenſo iſt der En gros-Handel 
ein Prüfungsrecht hinſichtlich der zum Einzelverſchleiße zuzulaſſenden mit den im § 3, Alinea 5 genannten Druckſchriften Gegenſtand einer 
Druckſchriften zu. Der concrete Fall, um den es ſich im Jahre 1883 gewerbegeſetzlichen Conceſſion und nicht einer preßgeſetzlichen Licenz (Statt 


handelte, kam nicht zur gerichtlichen Austragung, ſondern vor das 
Reichsgericht, welches in ſeinem Erkenntniſſe vom 17. April 1883, 
Z. 43 (Hye: „Sammlung der Erkenntniſſe des Reichsgerichtes“ VII, 
Nr. 273) ſich begreiflicherweiſe in das Meritoriſche der Frage nicht 
einließ; wohl aber darin den beachtenswerthen Grundſatz aus⸗ 
ſpricht, daß dem Herausgeber einer periodiſchen Druckſchrift ſelbſt 
nicht das Recht zuſtehe, ſeine Druckſchrift durch dritte Perſonen in den 


nicht ausſchließlich dazu beſtimmten Localen der Letzteren für ſeine 


Rechnung verkaufen zu laſſen. „Die Verkaufslicenz nach 8 3, Alinea 5 
wird nicht dem Herausgeber oder Verleger einer periodiſchen Druckſchrift, 
ſondern dritten Perſonen ertheilt, und Erſtere haben auch kein geſetzliches 
Recht, zu verlangen, daß die Licenz zum Verkaufe ihrer Druckſchrift 
überhaupt dritten Perſonen ertheilt werde.“ Und auf dieſem Grundſatze 
beruht auch der Vorgang bei Ertheilung von Zeitungs⸗Verſchleißlicenzen 
nach der dermaligen Praxis. 

Die letzte Art gewerbsmäßigen Betriebes von Druckſchriſten, welche 
das Preßgeſetz normirt, iſt der auf Grund einer Licenz im Sinne des 
§ 3, Alinea 5 Preßgeſetz betriebene Verkauf von Schulbüchern, 
Kalendern, Heiligenbildern, Gebeten und Gebetbüchern. 
Dieſes ganz eigenthümliche Inſtitut findet dermalen feine Berechtigung 
nur in ſeiner Geſchichte: Ein von altersher beſtehendes Privilegium 
der Buchbinder ſanctionirend, beſtätigt die Buchhändlerordnung vom 
18. März 1806 (Pol. Geſ. Samml. XXVI, Nr. 27) im § 13 „den 
Buchbindern die Erlaubniß, mit Normal⸗, Gymnaſialſchul⸗ und Gebet⸗ 
büchern und mit Kalendern zu handeln, aufs Neue. Auch können fie 
letztere ſelbſt auflegen“. Und dieſe Begünſtigung muß auch dermalen 
noch für jene conceſſionirten Buchbindergewerbe, welche vor dem Jahre 
1859 erworben wurden, als giltig betrachtet werden, nachdem Art. VI 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom 20. December 1859 
die bereits erworbenen perſönlichen Gewerbsberechtigungen aufrecht erhält. 


5) A. a. O. S. 102. 

10) Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des Abgeordnetenhauſes 
VI. Seſſion, S. 1375. 

11) 583. Beilage zu den Protokollen des Abgeordnetenhauſes VIII. Seſſion. 


haltereierlaß vom 28. September 1886). 

Ueberhaupt bietet das rechtliche Verhältniß zwiſchen Licenz 
nach 8 3, Alinea 5 Preßgeſetz und Conceſſion nach $ 15, 
8. 1 Gewerbeordnung nicht geringe Schwierigkeiten, weshalb dasſelbe 
hier nicht übergangen werden möge. Die Frage bildete auch den Gegen⸗ 
ſtand einer Abhandlung in der „Oeſterreichiſchen Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung“ 13) Nr. 17 und 18 von 1885, welche wegen des Fleißes, 
mit der ſie geſchrieben, und wegen der Stelle, an der ſie ſich findet, 
beachtenswerth erſcheint. Der Verfaſſer behauptet und ſucht eingehend 
nachzuweiſen, daß die Licenz nach § 3, Alinea 5 Preßgeſetz einer 
Conceſſion nach $ 15, 3. 1 Gewerbeordnung gleichzuachten ſei. Es 
wird ſich dabei hauptſächlich darauf berufen, daß § 19 der Gewerbe⸗ 
ordnung von 1859 im Abſatze 2 eine Ausnahme ſtatuire von einer 
im erſten Abſatze aufgeſtellten allgemeinen preßgewerblichen Regel zu 
Gunſten des auf Schul⸗ und Gebetbücher, Kalender und Heiligenbilder 
beſchränkten Handels; und daß aus dieſer ausdrücklichen Exemtion dieſes 
Handels von der Wirkſamkeit einer ſonſt allgemein anzuwendenden 
Regel folge, das Geſetz ſubſumire die Licenz nach $ 3, Alinea 5 im 
übrigen unter die conceſſionirten Preßgewerbe nach §8 16, 3. 1 hetzt 
F 15, 8. 1) der Gewerbeordnung. Es ſei daher weiters auch $ 23 
der Gewerbeordnung vom 15. März 1883, beziehungsweiſe die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 151, welche 
das Erforderniß des beſonderen Befähigungsnachweiſes für conceſſionirte 
Gewerbe regelt, auf die Licenzen nach § 3, Alinea 5 Preßgeſetz 
anwendbar. 

Ich kann mich mit dieſer Anſchauung nicht befreunden und kann 
auch die Argumentation nicht zutreffend finden. 

Der zweite Abſatz des § 19 (jetzt $ 23) Gew. Ordn. bildet nicht 
ſo ſehr eine Ausnahme von der Regel des erſten Abſatzes, als vielmehr 
einen Hinweis darauf, daß der Handel mit Schul⸗ und Gebetbüchern, 


| 22) Lienbacher I, S. 59. 
| 12) „Fierantie mit Preßerzeugniſſen. Eine preß- und gewerberechtliche 


| Studie zu 8 3, Minen 5 Preßgeſetz“ von Dr. Fritz Karminski. 


Kalendern und Heiligenbildern, ſeine Regelung in der Preßordnung, 
beziehungsweiſe im Preßgeſetze findet und daß deshalb die gewerbegeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen auf diefen Handel keine Anwendung finden. Nach 
§ 3, Alinea 1 Preßgeſetz (entſprechend dem § 5 Preßordnung) find für 
die Berechtigung zum Verkehre mit Druckſchriften die Beſtimmungen des 
Gewerbegeſetzes entſcheidend, — ſoweit im Preßgeſetze nicht ſpecielle 
Beſtimmungen hierüber enthalten ſind. In ſeinen folgenden Abſätzen 
enthält nun § 3 Preßgeſetz ſolche abweichende Beſtimmungen: Abſatz 2, 
3 und 4 behandeln das Inſtitut des Selbſtverlages, Abſatz 5 die Licenz 
zum Berſchleiße von periodiſchen Druckſchriften, dann zum Verkaufe von 
Schul⸗ und Gebetbüchern, Kalendern und Heiligenbildern; Abſatz 6, 7 
und 8 endlich die Entziehung der Conceſſion zum Betriebe eines Preß⸗ 
gewerbes als Abänderung der allgemeinen Beſtimmungen des § 138 
Gew. Ordn. Und in der That iſt auch die Licenz nach $ 3, Alinea 5 in 
ihren weſentlichen Merkmalen im Preßgeſetze dermaßen verſchieden von 
der gewerbegeſetzlichen Conceſſion normirt, daß die erſtere wirklich eine 
von der zweiten verſchiedene Berechtigung und nicht blos eine Conceſſion 
sui generis darſtellt. Der Umfang derſelben iſt im Geſetze genau 
umſchrieben, die Verleihungsbehörde iſt die Sicherheitsbehörde und 
nicht die Gewerbehörde zweiter Inſtanz, und die Entziehung iſt in 
das Ermeſſen der verleihenden Behörde geſtellt, ohne von einem richter⸗ 
lichen Urtheile abhäugig zu ſein, wie es Abſatz 6 für die gewerbegeſetz⸗ 
lichen Conceſſionen vorſchreibt. 

Die Argumentation der gegentheiligen Anſchauung, daß Abſatz 6 
auch auf die Licenz nach Abſatz 5 anwendbar ſei, ſteht mit dem Geſetze 
nicht im Einklange. Der Abſatz 6 bezieht ſich nur auf die „Buchdrucker, 
Buchhändler und andere Inhaber der im § 16, Z. 1 der Gew. Ordn. 
vom 20. December 1859 aufgezählten Gewerbe“; und dieſe „anderen 
Inhaber“ find eben neben den Buchdruckern die „Kupfer⸗, Stahl⸗, 
Holz⸗ und Steindrucker“ (einſchließlich der Tretpreſſen) und neben den 
Buchhändlern die „Kunſt⸗ und Muſikalienhändler“ (einſchließlich der 
Antiquar⸗ Buchhändler), nicht aber die Inhaber von Verſchleißlicenzen 
nach Abſatz 5, deren Widerruf dem Ermeſſen der Sicherheitsbehörde 
anheimgeſtellt iſt. Die im § 16, Z. 1 (reſp. § 15, 3. 1) Gew. Ordn. 
„aufgezählten“ Preßgewerbe werden im Abſatz 6 den im Abſatz 5 des 
§ 3 Preßgeſetz normirten Licenzen gegenübergeſtellt; und es iſt denn 
doch eine unwahrſcheinliche Interpretation, die im Abſatz 6 nicht aus⸗ 
geſprochene Einbeziehung der Licenzen des vorhergehenden Abſatzes in 
den erſteren hineinzutragen, während der Wortlaut, nämlich die aus⸗ 
drückliche Verweiſung auf § 16, 8. 1 Gew. Ordn. und der Sinn des 
Geſetzes dagegen ſprechen; der Sinn des Geſetzes deshalb, weil dasſelbe 
doch gewiß nicht im Abſatz 5 den Widerruf sans phrase, im Abſatz 6 
aber neben demſelben auch noch den Widerruf nur in Abhängigkeit von 
einem gerichtlichen Urtheile für dieſe Licenzen ſtatuiren wollte. 

Für die hier vertretene Anſchauung, daß die Licenz nach § 3, 
Alinea 5 Preßgeſetz nicht nach gleichen Grundſätzen, wie die Conceſſion 
nach §8 15, 3. 1 Gew. Ordn. zu behandeln iſt, ſpricht weiters auch 
der Umſtand, daß die Beſtimmungen der Gew. Ordn. über den Stell⸗ 
vertreter oder Pächter, § 55, und über den Uebergang der Gewerbe, 
§ 56, auf die preßgeſetzlichen Licenzen keine Anwendung finden: Die 
preßgeſetzliche Licenz kann nicht verpachtet, und auch nicht durch einen 
Stellvertreter ausgeübt werden; ſie kann auch nicht nach dem Tode des 
Licenzinhabers für Rechnung der Witwe oder der minderjährigen Erben 
auf den Namen des verſtorbenen Licenzinhabers weiter geführt werden, 
ſondern erliſcht mit dem Tode Desjenigen, auf deſſen Namen ſie lautete. 
Und wenn die Statthalterei bei Ertheilung von Licenzen zum Zeitungs⸗ 
verſchleiße (auch dieſe gehören ja hieher) ausnahmsweiſe in Fällen, wo 
der Licenzinhaber nicht perſönlich den Betrieb des Geſchäftes verſieht, 
auch den Namen des Verkäufers in die Licenz aufnimmt, ſo hat dieſer 
letztere keineswegs den Charakter eines Stellvertreters im Sinne der 
Gew. Ordn., ſondern iſt lediglich ein Organ des Licenzinhabers bei 
der factiſchen Vornahme der Verkaufsacte. 

Endlich iſt aber die gegentheilige Anſchauung auch nicht vereinbar 
mit der Verſchiedenheit der Strafbehandlung, welcher die beiden Berechtigun⸗ 
gen unterliegen, und die jedenfalls für die Beurtheilung des rechtlichen 
Charakters einer Gewerbsberechtigung von Weſenheit iſt. Während für 
die gewerbegeſetzlichen Conceſſionen die im 8. und 9. Hauptſtücke der 
Gew. Ordn. enthaltenen Beſtimmungen, wie insbeſondere die „beſonderen 
Straffälle“ der §§ 132 und 133 gelten, iſt für die preßgeſetzlichen 
Licenzen ausſchließlich $ 23, eventuell auch § 24 Preßgeſetz maßgebend. 
Der Inhaber einer ſolchen kann z. B. nie mit einem Verweiſe nach 
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§ 131, lit. a Gew. Ordg., ſondern nur nach den Strafbeſtimmungen 
des Preßgeſetzes geſtraft werden, und nur die unrichtige Subſumirung 
dieſer preßgeſetzlichen Licenzen unter die gewerbegeſetzlichen Conceſſionen 
könnte jenen „intereſſanten Fall von Strafhäufung“, bezw. eine Con⸗ 
currenz von Delicten, und zwar nicht nur in dem in der oben erwähn⸗ 
ten Abhandlung beſprochenen Falle der unbefugten Fierantie mit Preß⸗ 
erzeugniſſen, ſondern auch in zahlreichen anderen Fällen hervorrufen. 

Die hier bekämpfte Anſchauung würde aber auch in ihrer prak⸗ 
tiſchen Bethätigung zu Conſequenzen führen, die vom Geſetze entſchieden 
nicht gewollt find. Ich will nur auf das für preßgewerbliche Conceffio- 
nen giltige Erforderniß der zum Betriebe des Gewerbes genügenden 
allgemeinen Bildung hinweiſen. Daß der Nachweis über eine 
genügende fachliche Befähigung auch nach der gegentheiligen Anſchauung 
für unſere Licenzen nicht erforderlich wäre, geht ſchon aus dem Wort⸗ 
laute der Miniſterialverordnung vom 17. September 1883, R. G. Bl. 
Nr. 151, hervor, welche ja dieſen Befähigungsnachweis nur bei jenen 
Gewerben verlangt, welche die Vervielfältigung von literariſchen oder 
artiſtiſchen Erzeugniſſen zum Gegenſtande haben. Welchen Werth hätte 
nun die im § 3, Alinea 5 Preßgeſetz gewährte Erleichterung im Verkehre 
mit den daſelbſt genannten Preßerzeugniſſen, wenn jeder Bewerber um 
eine ſolche Licenz die genügende allgemeine Bildung nachweiſen müßte? 
Und welchen Bildungsgrad ſoll die Behörde von einem Zeitungsver⸗ 
ſchleißer, oder von einem Schreib⸗ und Zeichenrequiſitenhändler, der 
auch Schul⸗ und Gebetbücher führen will, oder von den Händlern mit 
Gebeten und kleinen Heiligenbildern verlangen, welche bei Kirchfeſten 
vor der Kirche ihre Buden aufſchlagen? Das Geſetz verlangt auch den 
Nachweis einer allgemeinen Bildung von dieſen Licenzbeſitzern nicht, 
weil es eben zwiſchen dieſen und einem conceſſionirten Buchhändler 
unterſcheidet, und die Amtsinſtruction zum Preßgeſetze ſetzt an die Stelle 
dieſer Cautel der allgemeinen Bildung das Prüfungsrecht der Behörde, 
bezw. ein Formulare für dieſe Licenz, in welchem die zum Verſchleiße 
zuläſſigen Druckwerke namentlich angeführt werden. Auch daraus geht 
hervor, daß unſere Licenz keine Conceſſion und daher auch nicht nach 
der Gewerbeordnung zu behandeln iſt. 

Was nun die ſchon früher erwähnte und auch in der eben be⸗ 
ſprochenen Abhandlung behandelte Frage betrifft, ob die Ausübung 
der Fierantie mit den den Inhalt einer Licenz nach § 3, Alinea 5 
Preßgeſetz bildenden Druckſchriften zuläſſig iſt, ſo muß dieſelbe allerdings 
verneint werden; denn die Licenz gilt eben nur für einen beſtimmten 
Bezirk. Aber auch innerhalb dieſes Bezirkes iſt der Inhaber einer Li⸗ 
cenz nicht berechtigt, auf Grund derfelben Märkte zu beziehen, weil, 
wie auch der Verfaſſer jener Abhandlung ausführt, eine ſo beſchränkte 
Fierantieberechtigung nicht ertheilt werden kann, und weil nach dem in 
der Amtsinſtruction vorgeſchriebenen Formulare für dieſe Licenz dieſelbe 
den Inhaber nur berechtigt, „in dem Bezirke X. in ſeinem Ver⸗ 
ſchleißlocale“ Druckſchriften zu verkaufen, welcher Wortlaut mit dem 
Begriffe des Marktfahrergewerbes nicht vereinbar iſt. Dagegen ſteht 
freilich nichts im Wege, daß die Behörde für jenen Ort, in welchem 
der Verſchleißer einen Markt beziehen will, eine beſondere Licenz ausſtelle. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gebühren für die Verrichtung kirchlicher Functionen, welche 

durch die Stolataxordnung geregelt ſind, find kein Gegenſtand 

eines eivilgerichtlichen Verfahrens. (§§ 23, 26 Gef. v. 7. Mai 
1874, R. G. Bl. Nr. 50.) 

Der Pfarrer A. hat bei dem Begräbniſſe der am 2. Mai 1885 
verſtorbenen X. den Conduct in feierlicher Weiſe geführt, das Requiem 
und die Vierwochenmeſſe geleſen und hiefür bei der am 31. Auguſt 1885 
ſtattgefundenen Verlaßabhandlungstagfahrt einen Betrag von 93 fl. ange⸗ 
ſprochen, welcher jedoch von dem Erben B. nicht für liquid erkannt 
wurde, weshalb A. auf den Rechtsweg verwieſen wurde. A. belangte 
nun die Verlaſſenſchaft der X. und ſtellte das Begehren auf Zahlung 
obiger 93 fl. 

Die erſte Inſtanz hat nach geſchloſſenem ſummariſchen Verfahren 
und durchgeführten Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſe die Geklagte 
zur Zahlung von 60 fl. ſammt 5 pCt. Zinſen ſeit dem Klagstage und 
von 36 fl. 68 kr. an Koſten verurtheilt. 

Ueber Appellation des Geklagten hat die zweite Inſtanz das 
Urtheil des Bezirksgerichtes Tannwald, ſowie das demſelben vorausge⸗ 
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gangene Verfahren in Folge der Beſtimmung des § 48 der Jurisdictions⸗ | Vorarbeiten für eine unter Anwendung der Kamper'ſchen Stiftenrads⸗Locomotive 
norm vom 20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, aufgehoben auszuführende Localbahn vom Bahnhofe in Czernowitz bis in die Stadt mit 
und verordnet, daß dem Kläger die Klage als zum gerichtlichen Ver⸗ Abzweigungen. 5. October. Z. 34.121. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
fahren nicht geeignet zurückgeſtellt werde; zugleich wurde Kläger zum Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von Weyer nach Klein-, reſp. Groß Hollenſtein. 
Koſtenerſatze verurtheilt; denn die Klage des A. iſt auf Zahlung des 5. October. Z. 25.531. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
Betrages von 93 fl. für die Führung des kirchlichen Conductes bei dem für eine doppelgeleiſige Dampftramway in Prag. 6. October. Z. 32698. — 
Begräbniſſe der verſtorbenen &., dann die Abhaltung des Requiems Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Jeubach 
und der ſogenannten Vierwochenmeſſe gerichtet. Sie hat daher die Ein- | über Achenſee und Achenkirchen an die bayeriſche Landesgrenze 8. October. 
treibung einer Stolagebühr für die Verrichtung kirchlicher Functionen Z. 33.317. 
zum Gegenſtande. Ueber ein ſolche Forderung kann aber ein civilgericht⸗ Nr. 121. Ausgeg. am 19. October. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
liches Verfahren nicht platzgreifen, denn Stolagebühren werden nach der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 13. October 1886, Z. 13.497-II, an 
landesfürſtlichen Geſetzen als eine Art Steuer zum Unterhalte des Efe- mehrere Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Einhaltung des für Fracht⸗ 
rus nach eigenen Stolaordnungen, bezüglich welcher die Vorſchrift des begünſtigungen ohne Bedingung eines Minimalquantums vorgeſchriebenen Giltig⸗ 
§ 9 a. b. G. B. gilt, entrichtet und find Beſchwerden und Streitig⸗ keitstermines. 
keiten anläßlich der Entrichtung derſelben bei den politiſchen Behörden Nr. 122. Ausgeg. am 21. October. — — — 
anzubringen und durchzuführen (Hofdecret vom 28. Juli 1750 und Nr. 123. Ausgeg. am 23. Oetober. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 29. April 1787, dann Miniſterial⸗Inſtruction vom 7. April 1850). vom 19. October 1886, womit für November 1886 das Aufgeld beſtimmt wird, 
Da ſonach von Seite des Bezirksgerichtes Tannwald ein Verfahren ein⸗ welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
geleitet wurde, worüber ihm die Judicatur nicht zuſteht, jo mußte das⸗ | ift. — Eröffnung der Strecke Bruck a. d. L.⸗Petronell der Localbahn Bruck a. d. L. 
ſelbe aufgehoben werden. Hainburg der priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. 13. October. 

Den Reviſionsrecurs des A. hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit | Z. 13.132. — Eröffnung der Theilſtrecke Kolomeg — Peczenizyn⸗Szezepanowski 

Entſcheidung vom 15. März 1887, Z. 2048, abgewieſen. Denn in mit der Flügelbahn Nadwornianskie przedmiescie Szeparowee⸗Kniazdwor der 
der für Böhmen erlaſſenen Stolataxordnung vom 30. Mai 1750 ſind | Localbahn von Kolomea nach Sloboda rungurska (Ropa). 14. October. Z. 13.440. 
die Gebühren für pfarrämtliche Functionen, insbeſondere bei Leichen⸗ (Fortſetzung folgt.) 
begängniſſen, für Requiem und ſtille heilige Meſſen ſeſtgeſetzt. Nach Ss 25 Berfonalien m 
des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, darf kein pfarr⸗ Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Ignaz 
ämtlicher Act von der Vorausbezahlung der Stolgebühr abhängig ge⸗ 5 Mayer von Tenneburg das Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
macht werden. Nur wenn derſelbe in einer Form verlangt wird, welche verliehen. N x em . 
einer höheren als der niedrigſten Stolgebühr unterliegt (3. B. Aſſiſtenz und 1 e eee En 1 . 
mehrerer Prieſter bei Leichenbegängniſſen), iſt die hiefür entfallende ſecretäre Emanuel Fortner und Dr. Wenzel Nejedly zu Sectionsräthen im 
höhere Gebühr über Verlangen im vorhinein zu entrichten. Eine Abän⸗ Finanzminiſterium ernannt und den Miniſterialſecretären im Finanzminiſterium 
derung der vorbezeichneten Stolataxordnung ift bisher nicht erfolgt, es Johann Kolazy und Dr. Franz Ritter von Srbik je den Titel und Charakter 
f 1 N hr 1 eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 
ſind daher deren Beſtimmungen 1 Anfehung der Gebühren für Func⸗ Seine Majeſtät haben dem bei der Donau⸗Regulierungscommiſſion in Ver⸗ 
tionen bei Leichenbegängniſſen noch immer maßgebend. Hienach iſt es wendung ſtehenden Oberfinanzrathe extra statum Dr. Franz Ponfickl den Titel 
aber des Pfarrers Schuldigkeit, bei einem Leichenbegängniſſe alle gewöhn⸗ und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. ae 
lichen Ceremonien zu verrichten. Für die in Gemäßheit dieſer Stola⸗ „Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Legationsrathe Otto Grafen Brandis 
taxordnung dem Kläger zukommenden Gebühren für das Leichenbegäng⸗ karfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen . 

15 9 0 ger z - e een 9 3 Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Czortkow Julius Ritter 
niß der X., für das abgehaltene Aequiem und für die ſtillen Meſſen von Niewiadomski das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph-Ordens verliehen. 
wird aber gemäß § 23 des vorangeführten Geſetzes vom 7. Mai 1874 Seine Majeſtät haben fee Salz Oberamtsverwalter Rudolph 
1 weliiide hen ihr ät uud dg en de Galnbung In r i Finanzminiſterium 
Gebühren von dem Rechtswege ausgeſchloſſen. Um ſo mehr muß dies Dr. Maximilian Schuſter das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 
von jedem höheren Anſpruche gelten, da derſelbe als Contravenienz 
gegen die Beſtimmungen der Stolataxordnung anzuſehen und nach 8 26 
des Geſetzes vom 7. Mai 1874 zu ahnden, demfelben daher das Klage⸗ 

| 


Seine Majeſtät haben dem Scriptor an der Univerſitätsbibliothek in Wien 
Dr. Wilhelm Haas den Titel und Charakter eines Cuſtos verliehen. 

recht verſagt iſt. Die angefochtene oberlandesgerichtliche Erledigung ent⸗ 

ſpricht ſonach dem Geſetze. Ger.⸗Ztg. 


Seine Majeſtät haben dem Bauinſpicienten der Dicaſterial Gebäudediree⸗ 
tion Demeter Peſcha von Kis⸗Zsam den Titel und Charakter eines Bau⸗ 
ingenieurs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Curarzte in Meran Dr. Franz Tappeiner 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxſrei verliehen. 

Der Oberſthofmarſchall Seiner Majeſtät haben die im Oberſthofmarſchall⸗ 
amte erledigte Hofconcipiſtenſtelle dem Auscultanten Friedrich Freiherrn von 
Mayr verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrath bei der mähriſchen Statthalterei Theobald Suchanek zum Ober⸗ 
rechnungsrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Johann Bregant zum 
Finanzrathe der Trieſter Finanz⸗Landesdirection ernannt 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obercontrolor Johann Teltſchik zum 
Zoll⸗Oberamtsverwalter des Hauptzollamtes in Olmütz ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirkshauptmannsſtelle bei den politiſchen Behörden des Küſtenlandes in 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 118. Ausgeg. am 12. October. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von der Station Lend⸗Gaſtein bis 
Wildbad⸗Gaſtein. 26. September. Z. 33.661. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Fürſtenfeld nach Hartberg. 


— a > 8. > FF . techniſcher Vor⸗ der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 278.) 

arbeiten für eine Gecundärbahn von Wolframs nach Trieſch. 23. September. Bezirksarztensſtelle zweiter Claſſe in der zehnten Rangsclaſſe im Ver⸗ 
3. 32.792. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eee niederöſterreichiſchen Statthalterei, bis 10. Jänner 1888. 
i lſpurige Localbahn von Wſeti dem Vl. 23. Amtsbl. Nr. 280.) 

Aub ſpurige Localbahn von Wſetin nach dem Vlarapaſſe. 23. September Förſtersſtelle mit 4 0 fl. und 100 fl. Activitätszulage jährlich, bis Mitte 


185 Jänner 1888. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Nr. 119. Ausgeg. am 14. Oetober. — Bewilligung zur Vornahme Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Berghauptmann⸗ 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Siersza nach Skawee mit Ab- ſchaft in Klagenfurt, bis Mitte Jänner 1888. (Amtsbl. Nr. 281.) 8 
zweigungen. 2. October. 3. 34.489. — Eröffnung der Strecke Graslitz⸗ Klingenthal . „Directorsſtelle an der Görzer Landes⸗Ackerbauſchule ſloveniſche Abtheilung 
der a. priv. Buſchtehrader Eiſenbahn. 9. October. Z. 12.988. en 2810 200 fl. Pauſchale, Naturalwohnung, bis Ende December. 

Nr. 120. Ausgeg. am 16. October. — Erlaß der k. k. Generalinſpection . ͤ—0ñ— ͤ—— 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 25. September 1886, Z. 12.513, an die oHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ftehender Bahnen, betreffend eingehende den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Ueberwachung der eiſernen Brücken. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Bogen 37 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


